


matische Orientierung einer Regierung an
einzelnen Wählererwartungen würde selbst
dann, wenn eine Partei im Deutschen Bun-
destag allein regieren könnte, nicht funktio-
nieren, weil in einer Volkspartei auf Grund
der Breite ihres politischen Spektrums ganz
unterschiedliche Wählererwartungen ausge-
glichen werden müssen. Zudem ist es in der
globalisierten Welt, die auf Transparenz,
Kommunikation, Ausgleich und geregelte,
vernetzte Entscheidungsverfahren hin ausge-
richtet ist, unmöglich, das, was in der Vorstel-
lung als Programmangebot existiert, auch so
in die Wirklichkeit umzusetzen.

Verantwortung gründet auf Vertrauen, aber
im politischen Entscheidungsprozess darf die
Bindung an die Erwartungshaltung der Wäh-
ler nicht dazu führen, sich besseren Lösungen
zu verschließen oder auch mögliche Lösun-
gen zu verhindern, die aus der Sache heraus
geboten erscheinen. Es liegt deshalb in der
Natur des parlamentarischen Regierungssys-
tems, dass Vertrauen auch enttäuscht wird.
Allerdings sind den politisch Verantwortli-
chen dort enge Grenzen gesetzt, wo sie Wahl-
versprechen um des persönlichen Vorteils
willen oder aus Gründen des Machterwerbs
bzw. Machterhalts eigenwillig brechen. Diese
Formen des Vertrauensbruchs sind nicht dem
Bemühen geschuldet, die beste, dem Allge-
meinwohl verträglichste Lösung zu suchen.
Auch lassen sie sich nicht daraus legitimieren,
dass Wahlentscheidungen immer „riskante
Vorleistungen“ sind. Gerade weil sie auf „ris-
kanten Vorleistungen“ beruhen, stehen sie
unter einem besonderen Vertrauensschutz
und dürfen nicht von den politisch Verant-
wortlichen ins Gegenteil verkehrt werden.
Ein solches Vorgehen würde das politische
System insgesamt in Frage stellen.

Wie kann eine Vertrauenskrise entstehen?

Regierung und Parlament können in eine Ver-
trauenskrise geraten, wenn eine große gesell-
schaftliche Gruppe wie eine Partei, eine Kir-
che, die Gewerkschaft oder die Wirtschaft
verantwortungslos handelt. Dies haben in der
gegenwärtigen Krise der Weltwirtschaft Ban-
ken und Teile der Wirtschaft getan. Sie haben
den kurzfristigen Profit über das gesamtge-
sellschaftliche Wohl gestellt und damit ein
politisches Erdbeben ausgelöst, dessen Folgen
bis heute nicht übersehen werden können:

nicht politisch, nicht sozial und auch nicht
ökonomisch. Gewinne zu erzielen ist ein ur-
altes ökonomisches Streben. Es ist so lange le-
gitim, wie es das bonum commune nicht aus
dem Auge verliert. Setzt es sich realitätsferne
Ziele und wird zum Selbstzweck, löst es sich
aus seiner gesamtgesellschaftlichen Verant-
wortung. Wie andere Ziele auch, bleibt die
Profitmaximierung eines Unternehmens in
der liberalen Demokratie der Kultur des so-
zialen Ausgleichs verpflichtet. In dem Maße,
wie durch Gewinnstreben diese Kultur verlo-
rengeht oder Schaden nimmt, gefährdet es die
gesellschaftliche Ordnung und wird damit zu
einer Bedrohung der Freiheit. Hinter der
Entfesselung der Finanzmärkte und dem
Fehlverhalten vieler Akteure steht letzten
Endes eine Überdehnung der Freiheit – und
damit eine zutiefst politische Frage.

Die Freiheitsfrage ist die „Mutter aller Fra-
gen“ in der Politik. Die freiheitlich-demokra-
tische Gesellschaftsordnung wird nicht allein
durch Grundrechte, Rechtsstaatlichkeit und
das parlamentarische Regierungssystem ge-
währleistet, sondern auch durch die Wirt-
schaftsordnung. In seiner berühmten Schrift
„Über die Freiheit“ (1859) betonte der briti-
sche Philosoph und Nationalökonom John
Stuart Mill den kategorischen Imperativ der
Aufklärung, nach dem die Freiheit des Einzel-
nen dort endet, wo sie anderen Schaden zu-
fügt. Bei Mill lesen wir: „Dies Prinzip lautet:
dass der einzige Grund, aus dem die Mensch-
heit, einzeln oder vereint, sich in die Hand-
lungsfreiheit eines ihrer Mitglieder einzumen-
gen befugt ist, der ist: sich selbst zu schützen.
Dass der einzige Zweck, um dessen Willen
man Zwang gegen den Willen eines Mitglieds
einer zivilisierten Gemeinschaft rechtmäßig
ausüben darf, der ist: die Schädigung anderer
zu verhüten.“ 5 Banken und Teile der Wirt-
schaft haben ihre Freiheitsrechte missbraucht,
indem sie ökonomische Prinzipien verabsolu-
tiert haben und wirtschaftliche Risiken einge-
gangen sind, die sie schließlich zum Schaden
von Staat und Gesellschaft nicht mehr beherr-
schen konnten.

Mit dem Zusammenbruch der kommunis-
tischen Staatenwelt und der beschleunigten
Globalisierung ist die Marktwirtschaft aus
dem Gleichgewicht geraten. Die Politik steht

5 John Stuart Mill, Über die Freiheit, Stuttgart 1988,
S. 16.
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heute vor der schwierigen Aufgabe, das Ver-
hältnis von Politik und Wirtschaft im Inte-
resse des Allgemeinwohls neu zu justieren.
Die jüngsten Fehlentwicklungen können
durch staatliches Handeln allein nicht über-
wunden, sondern nur gemildert werden. Die
eingeleiteten Interventionen sollen der Wirt-
schaft helfen, die Konjunktur wieder zu bele-
ben, und zugleich durch ordnungspolitische
Maßnahmen dafür sorgen, dass die Wirtschaft
ihre dienende, dem Gemeinwohl verpflichtete
Aufgabe wieder erfüllt. Dabei geht es keines-
wegs um eine anhaltende Regulierung des
Marktes, sondern um seine Stimulierung, die
Stärkung der Aufsichtsorgane wirtschaftli-
chen Handelns und die Einhaltung ethischer
Grundsätze. Nur so kann die Politik verlo-
rengegangenes Vertrauen zurückgewinnen,
von dem sie selbst in hohem Maße abhängig
ist. Die politische Elite wird ihrer Verantwor-
tung gerecht, wenn sie die ökonomische Elite
zügelt, aber ihre Freiheit nur so weit ein-
schränkt, wie es für das gesellschaftliche
Wohl erforderlich ist.

Gibt es eine Vertrauenskrise?

International erfreut sich die Demokratie als
Regierungsform wachsender Beliebtheit. Seit
dem Ende der Sowjetunion hat sich weltweit
die Anzahl der Staaten, deren Regierungen
durch freie Wahlen zustande gekommen sind,
von 147 (1988) auf 191 (1999) vermehrt. 6 So
betrachtet, kann kaum von einer Vertrauens-
krise in Demokratie und Politik gesprochen
werden. Und doch mehren sich die Anzeichen
dafür, dass eine solche Schlussfolgerung zu
kurz greift. Wilhelm Hennis bezeichnet das
Vertrauen als die seelische Grundlage der De-
mokratie. 7 Hat diese seelische Grundlage in
den vergangenen Jahren Schaden genommen?
Für diese Einschätzung spricht neben zahlrei-
chen demoskopischen Untersuchungen auch
die nachlassende Wahlbeteiligung bei den
Bundestags- und Landtagswahlen. 8 In den 16
zurückliegenden Bundestagswahlen lag die
durchschnittliche Wahlbeteiligung bei 84,57
Prozent, bis zur Wiedervereinigung sogar bei

87,02 Prozent. Ihren Höchststand erreichte
sie 1972 und 1976 mit über neunzig Prozent.
Seitdem ist sie mit geringen gegenläufigen
Entwicklungen kontinuierlich zurückgegan-
gen auf den heutigen historischen Tiefpunkt
bei der Wahl 2005 auf 77,7 Prozent. Auf der
Landesebene ergibt sich ein ähnliches Bild.
Bei der Landtagswahl in Sachsen-Anhalt im
März 2003 gaben nur 44,4 Prozent der Wahl-
berechtigten ihre Stimme ab. Allgemein ist be-
reits seit den 1970er Jahren eine stark rückläu-
fige Tendenz zu beobachten.

Wie ist diese zu erklären? Hervorzuheben
ist, dass sie nicht der Wiedervereinigung ge-
schuldet ist, obwohl die Wahlbeteiligung vor
1990 höher lag als danach. Allerdings hat die
Wiedervereinigung auch nicht vermocht, den
negativen Trend aufzuhalten. Die Gründe für
die hier skizzierte Entwicklung sind vielfältig.
Sie liegen wohl vor allem

– in der programmatischen Annäherung der
großen Volksparteien, die sich immer mehr
zu „Allerweltsparteien“ (Otto Kirchheimer)
entwickeln und sich im Kampf um die Mehr-
heit in der Gesellschaft von ihren traditionel-
len weltanschaulichen Milieus entfernen und
neue Wähler suchen;

– in den Veränderungen des Parteiensystems
zu den heute bestehenden sechs Parteien im
Deutschen Bundestag, die zwar durchaus
programmatische Unterschiede aufweisen,
sich aber – sieht man einmal von der Links-
partei ab – in der Art und Weise, wie sie prag-
matisch Politik betreiben und vermitteln, an-
geglichen haben;

– in den gesellschaftlichen Veränderungen
mit ihren weitreichenden Säkularisierungs-
und Individualisierungsprozessen, die zu
einer „Entpflichtung“ gesellschaftlicher Ver-
antwortung gegenüber dem Staat und seinen
Institutionen beigetragen haben;

– in der stark schrumpfenden Anzahl der
Parteimitglieder, die seit dem Höchststand in
den 1970er Jahren bei SPD und Union etwa
zu einer Halbierung geführt und eine nach-
lassende Verankerung in der Bevölkerung zur
Folge hat, mit zum Teil dramatischen Aus-
wirkungen vor allem für die SPD in Ost-
deutschland;

– in dem nachlassenden politischen Interesse
bei der jüngeren Generation, die sich langsam
aber stetig immer mehr von Themen und Dis-

6 Vgl. Colin Crouch, Postdemokratie, Frankfurt/M.
2008, S. 7.
7 Wilhelm Hennis, Amtsgedanke und Demokratiebe-
griff, in: ders., Politik als praktische Wissenschaft.
Aufsätze zur politischen Theorie und Regierungslehre,
München 1968, S. 52.
8 Die nachfolgenden Zahlen gehen auf Angaben des
Statistischen Bundesamtes zurück.
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kussionen zurückzieht, die sich mit Politik,
Wirtschaft und Kultur beschäftigen; 9

– in der wachsenden Macht der Wirtschafts-
eliten und ihrem Missbrauch im Zuge der
Globalisierung und der Ökonomisierung der
Lebenswelt;

– in der gefährdeten Mittelschicht, die seit
Jahrzehnten durch ihre Leistungsbereitschaft
und ihr Pflichtbewusstsein zur tragenden
Säule unserer Demokratie zählt.

Werden die Eliten
ihrer Verantwortung gerecht?

Die entscheidenden Veränderungen der Poli-
tik gingen im beginnenden 21. Jahrhundert
auf nationaler und internationaler Ebene von
der Globalisierung aus. Sie führte zu Grenz-
überschreitungen, ohne dass diese entschei-
dend von Regierungen angestoßen, gewollt
oder kontrolliert werden konnten. In diesem
Zusammenhang sei nur auf den Finanz-,
Waren-, Dienstleistungs- und Informations-
fluss verwiesen, aber auch an die religiösen
und kulturellen Konflikte erinnert. Das Insti-
tut für Demoskopie Allensbach diagnostizier-
te schon vor der Finanz- und Wirtschaftskrise
einen gravierenden Imageschaden der wirt-
schaftlichen Elite in der Bevölkerung, die
einen Verfall von Anstand und Moral auf den
Führungsetagen der Wirtschaft beklagte. 10

Erstaunlich ist, dass die öffentliche Kritik an
den Wirtschaftsakteuren immer noch maß-
voller ausfällt als die an der Politik. Schließ-
lich hat es seit einigen Jahren persönliches, in
den Medien gebrandmarktes Fehlverhalten
wie von Teilen der Wirtschaftselite in der Po-
litik nicht gegeben. Der große, die Gemüter
erhitzende politische Skandal liegt mit den
Parteispendenaffären schon Jahre zurück.
Dennoch würde eine heute mehr als jemals
zuvor berechtigte Kritik der Politik an Teilen
der Wirtschaftselite immer noch keine breite
Akzeptanz finden und als Profilierungs- oder
Ablenkungsmanöver verurteilt. 11 Dabei wird
offenkundig darüber hinweggesehen, dass die
immer globaler agierende Wirtschaft sich
dem politischen Zugriff entzieht und die na-

tionalen Regierungen mit Problemen kon-
frontiert, die diese weder verursacht haben
noch lösen können. 12

Für die besondere, in unserer politischen
Kultur begründete Neigung der Deutschen,
die Politik auch für Fehlentwicklungen ver-
antwortlich zu machen, für die sie selbst nichts
kann, offenbart sich auch darin, dass dem Ver-
trauensverlust der politischen Elite kaum be-
lastbare Vorwürfe gegenüberstehen, welche
die grassierende Politikverdrossenheit und die
wachsende Distanz der Bürger zur Demokra-
tie, ihren Institutionen und Verfahren recht-
fertigen. Vor diesem Hintergrund stellt sich
die Frage, wo die tieferen Ursachen für das
verbreitete Misstrauen weiter Teile der Zivil-
bevölkerung gegenüber der Politik liegen.

Wird die Politik überfordert?

Die beschleunigte Globalisierung führt zu
einer Überforderung der Politik durch die Er-
wartungen der Zivilgesellschaften. In dem
Maße, wie die Welt einerseits zusammen-
wächst und dadurch immer verwundbarer
wird, nimmt andererseits das Wohlstands-
und Sicherheitsbedürfnis der Bürger zu. Die
Menschen stillen wie selbstverständlich ihren
Wunsch nach Mobilität und reisen weit über
die nationalstaatlichen Grenzen hinaus in
ferne Länder. Sie nutzen gerne die vielfältigen
Möglichkeiten des Warenaustausches, des
Wissens- und Kulturtransfers, aber sie sehnen
sich nach nationaler und gemeinschaftlicher
Geborgenheit. Von der Politik erwarten viele
Menschen nicht nur die Gewährleistung der
notwendigen Rahmenbedingungen für ein
gutes Leben, sondern darüber hinaus in einer
unübersichtlicher gewordenen Welt Orientie-
rungshilfen für ein erfülltes, sorgenfreies Da-
sein. Dazu zählen vor allem Wohlstand und
Sicherheit. Dabei handelt es sich zwar um
zentrale Aufgaben der Politik, aber sie war zu
allen Zeiten damit überfordert, diese zu ga-
rantieren, weil sie dabei auf Rahmenbedin-
gungen trifft, die sie selbst nicht hinreichend
beeinflussen kann. Wir erleben dies gerade in
einer Dramatik, wie sie in der westlichen
Welt zuletzt die Vorkriegsgeneration des
Zweiten Weltkriegs erfuhr.

9 Siehe hierzu die Analyse von Allensbach, Renate
Köcher, Schleichende Veränderung, in: Frankfurter
Allgemeine Zeitung (FAZ) vom 20. 8. 2008.
10 Vgl. dies., Skepsis gegenüber den Führungseliten,
in: FAZ vom 23. 4. 2008.
11 Vgl. ebd.

12 Vgl. dazu u. a. Ulrich Beck, Was ist Globalisierung?,
Frankfurt/M. 1997.
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Der Staat kann seinen Bürgern Beistand
leisten und durch seine Gesetze einen Orien-
tierungsrahmen vorgeben; aber den rechten
Weg zum Lebenserfolg und Lebensglück kann
und soll er nicht aufzeigen. Und doch begibt
er sich in den vergangenen dreißig Jahren
immer mehr in die Rolle des Daseinsvorsor-
gers bei gleichzeitiger Vernachlässigung seiner
Kernaufgaben. Mehr Akzeptanz und Vertrau-
en hat er dadurch nicht gewonnen. Heute fällt
es der Politik noch schwerer als in früheren
Jahrzehnten, diesem Anspruch zu genügen,
weil sich neben den Nationalstaaten und ihren
Bündnissystemen eine machtvolle zivile Welt-
gesellschaft etabliert hat, die sich aus ganz ver-
schiedenartigen transnationalen Institutionen,
Personenkreisen und Organisationen zusam-
mensetzt. Die Mächtigsten unter ihnen sind
dabei die global tätigen Konzerne. 13 Aus
ihnen geht heute mehr als die Hälfte aller wirt-
schaftlichen Wertschöpfungen hervor.

Die internationale Vernetzung und die Er-
weiterung von Machtstrukturen, die sich
staatlicher Kontrolle entziehen – vor allem in
der Wirtschaft, Wissenschaft und in den Me-
dien –, förderte aber nicht den Wunsch der
Bürger in den Zivilgesellschaften, sich stärker
als bisher in den demokratischen politischen
Prozess einzubringen. Entgegen der Erwar-
tung von Ulrich Beck entwickelt sich mit
dem wachsenden Risiko der Gesellschaft of-
fensichtlich nicht die Bereitschaft einer stär-
keren politischen Partizipation. 14 Zumindest
von der jüngeren Generation wäre dies zu er-
warten gewesen. Neue Untersuchungen in
Deutschland weisen jedoch in die entgegen-
gesetzte Richtung. Soziale Partizipation und
gesellschaftliches Engagement verlieren zu-
nehmend an Bedeutung, während persönliche
Werte wie Erfolg im Beruf, gesichertes Ein-
kommen und die Gründung einer eigenen in-
takten Familie in den Vordergrund treten. 15

Wenn es nicht gelingt, diesem Prozess ent-
gegenzusteuern, geht unserem politischen
System nicht nur eine wichtige Vorausset-
zung für die Rekrutierung des politischen
Nachwuchses verloren, sondern auch ein
Stückchen politischer Legitimität. Die Risi-
ken der Globalisierung werden offenkundig
generationsübergreifend dem Staat zugewie-

sen. Sie erweisen sich nicht als der politische
Zauberstab, der die wohlstandsverwöhnte
westliche Gesellschaft aus ihrer politischen
Lethargie erweckt und in ihrem Innersten zu
politischem Handeln aktiviert. 16

Verstehen die Bürgerinnen und Bürger
die Funktionsweise unseres

Regierungssystems?

Sicherlich ist die westliche Demokratie kein
Auslaufmodell. 17 Mit dem skizzierten Ver-
trauensverlust, den Folgen der Globalisierung
und der derzeitigen Wirtschaftskrise, der
Überforderung und dem nachlassenden Inte-
resse an der Politik steht sie aber vor Heraus-
forderungen, die über die seit Jahrzehnten
bestehende latente Unzufriedenheit mit unse-
rem politischen Regierungssystem weit hin-
ausgehen.

Der rasche Ansehensverlust, die Zuwei-
sung immer neuer Aufgaben, die wachsende
Politikverdrossenheit und die Abnahme poli-
tischen Engagements deuten darauf hin, dass
viele Bürger Schwierigkeiten damit haben, die
Funktionsweise unseres parlamentarischen
Regierungssystems zu verstehen. Dabei spielt
vermutlich bis heute der aus dem Wilhelmini-
schen Obrigkeitsstaat herrührende und in der
Weimarer Republik kultivierte Antiparteien-
effekt in unserer politischen Kultur eine nicht
zu unterschätzende Rolle. Viele Bürger
durchschauen die Aufgabenteilung zwischen
den Parteien, dem Parlament und der Regie-
rung nur unzureichend. 18

Besonders das Ringen der Parteien um öf-
fentliche Wahrnehmung wird allzu gerne als
lästiges Gerangel um die Macht gewertet und
nur selten als Versuch verstanden, zu politi-
schen Fragen Stellung zu beziehen, bessere
Lösungen vorzuschlagen oder Regierungs-
handeln zu hinterfragen. Gänzlich unver-
ständlich ist Vielen, dass sich die Große Ko-
alition in den zurückliegenden Jahren bei
zentralen politischen Fragen uneinig gezeigt
hat. Dabei wird ausgeblendet, das hinter der

13 Vgl. ebd., S. 175.
14 Vgl. ebd., S. 169.
15 Vgl. R. Köcher (Anm. 10).

16 Dies hoffte U. Beck (Anm. 13), S. 171.
17 Vgl. Harald Welzer, Die Demokratie – ein Auslauf-
modell, in: Die Welt vom 2. 8. 2008; siehe hierzu auch
die Serie zur Zukunft der Demokratie in: Der Spiegel,
beginnend am 5. 5. 2008.
18 Vgl. Werner Patzelt, Verdrossen sind die Ahnungs-
losen, in: Die Zeit vom 22. 2. 2001.
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Regierung Fraktionen und Parteien stehen,
die für die Entscheidungen der Bundesregie-
rung gewonnen werden müssen. Da SPD und
CDU/CSU Volksparteien sind, in denen sich
ganz unterschiedliche politische Kräfte zu-
sammenfinden, gehört die Suche nach einem
tragfähigen Kompromiss zum Ringen um po-
litisches Vertrauen.

Dies darf jedoch nicht zu einem Verlust an
politischen Visionen führen. Die Ziele der
Parteien sollten nicht aus dem öffentlichen
Blickfeld geraten, 19 etwa deshalb, weil sie
sich aufgrund der bestehenden Mehrheitsver-
hältnisse nicht realisieren lassen. Den Politi-
kerinnen und Politikern wird ein hohes Maß
an Differenzierungsvermögen und Sensibili-
tät abverlangt, weil sie einerseits Kompro-
misse eingehen, andererseits aber deutlich
machen müssen, dass die realisierbaren Lö-
sungen hinter den eigenen Zielen zurückblei-
ben. Gelingt dieser Spagat nicht, führt er zu
einem Vertrauensverlust bei den Bürgern und
beeinträchtigt ihre Zustimmung zur Demo-
kratie. Der dem Demokratieprinzip zugrunde
liegende Konkurrenzgedanke verkümmert,
der allem Politischen innewohnende Gestal-
tungsauftrag tritt zurück; er wird durch das
Verfahren, den Weg zum Kompromiss, ver-
deckt.

Vermutlich wird auch deshalb die Suche
nach einem tragfähigen Kompromiss in der
öffentlichen Wahrnehmung oft als lästiger
„Kuhhandel“ empfunden und nicht als Stärke
unseres parlamentarischen Systems. 20 In der
Demokratie gilt die Entscheidung eines Ein-
zelnen nichts, solange dafür keine parlamen-
tarische Mehrheit gefunden wird. Bei vielen
Sachfragen ist die Mehrheit aber nicht ohne
Weiteres feststellbar, um sie muss gerungen
werden. Demokratie ist deshalb ohne Kom-
promiss nicht lebensfähig. Wer Kompromisse
eingeht, nimmt automatisch Vertrauensver-
luste in Kauf. Dies geschieht nicht mangels
Respekt vor dem Bürgerwillen, sondern um
die Regierungsfähigkeit zu gewährleisten.

Das beste Beispiel dafür ist die noch amtie-
rende Große Koalition. Sie ergab sich letzten
Endes aus den Mehrheitsverhältnissen nach
der Bundestagswahl 2005 und stellt deshalb
nicht den Gemeinsinn der Parteien in Frage,
sondern belegt diesen vielmehr. Sie ist Aus-
druck politischer Vernunft, nicht politischer
Wünsche. Gerade in einer Großen Koalition
mit nahezu gleich starken Partnern liegt es in
der Natur der Sache, dass es besonders
schwierig ist, Kompromisse zu schließen.
Dabei bleibt leider häufig die von vielen er-
wartete Konsequenz im politischen Entschei-
dungsprozess auf der Strecke. Zu Recht wird
damit ein Mangel der politischen Entschei-
dungskultur eines parlamentarischen Regie-
rungssystems beschrieben; aber der Verzicht
auf den Kompromiss wäre gleichbedeutend
mit Handlungsunfähigkeit der Regierung.
Dies ist sicherlich die schlechtere Alternative.
Deshalb ist die Suche nach einem Kompro-
miss unverzichtbar, wenn sichergestellt ist,
dass die zu findende Entscheidung dem allge-
meinen Wohl und nicht dem bloßen Erhalt
der Macht dient.

Wer das Regierungshandeln der Großen
Koalition verfolgt hat, wird Vieles einwenden
können, nicht aber das stete Bemühen, ihrer
Verantwortung gerecht zu werden. Dies
zeigte sich gerade bei der oft mühsamen
Suche nach einem belastbaren Kompromiss.
Ihn zu finden, ist in der von vielen Partikular-
interessen geprägten und durch die Globa-
lisierung wie nie zuvor vernetzten und ver-
rechtlichten Welt mit ihren hoch komplizier-
ten Entscheidungsstrukturen wahrlich eine
Herkulesaufgabe. In der Suche nach dem
Kompromiss manifestieren sich die Würde
des politischen Handelns und das Ethos der
Demokratie. Wenn die Zivilgesellschaft dies
stärker erkennen könnte und zu akzeptieren
bereit fände, gelänge es bald, die Vertrauens-
krise, unter der die Politik derzeit leidet, zu
überwinden. Eine wesentliche Voraussetzung
dafür liegt aber darin, den Bürgerinnen und
Bürgern wieder die Sinnfrage der Demokratie
und ihre Funktionsweise zu erläutern. Und
dies ist eine zentrale Aufgabe der Politik
selbst.

19 Christoph Böhr sieht die Gefahr, dass bei einer zu
starken Ausrichtung der Politik am Wählerinteresse
gerade in einer Koalition die inhaltliche Debatte zu
kurz kommt und durch die „Verpackung“ der Marke-
tingexperten ersetzt wird. Vgl. Christoph Böhr, Plas-
tik-Politik, in: Cicero, (2008) 6, S. 18 f.
20 Vgl. Helmut Schmidt, Gewissen und Verant-
wortung, in: ders., Die Verantwortung des Politikers,
München 2008, S. 70 ff.
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Henrik Gast

„Kanzler-
kommunikation“

von Adenauer
bis Merkel

V on Regierungschefs wird viel verlangt;
gelegentlich werden sie auch mit Erwar-

tungen überfrachtet. Als ein renommierter
Journalist Helmut Kohl einmal fragte, warum
er bei der Vermögensabgabe zur Finan-
zierung der deutschen Wiedervereinigung
nicht die politische Führung ergriffen habe,

ging dem Kanzler die
Galle über: „Lieber
Freund, ich habe mir
schon viele Mehrhei-
ten erkämpft. Sie sit-
zen jetzt schön als
Journalist in Ihrem
Sessel und sagen:
,Dann erkämpf mal ’ne
Mehrheit‘, das müssen
Sie erst einmal ma-
chen.“ 1 Damit hatte er

das Grundproblem politischer Führung skiz-
ziert: Parlamentarische Mehrheiten stellen
sich nur in den seltensten Fällen von alleine
ein. Zwar ist richtig, dass Mehrheitsfraktio-
nen und Regierung in einem parlamentari-
schen Regierungssystem eine Funktionsein-
heit bilden. Dies bedeutet im Umkehrschluss
jedoch keineswegs, dass die Koalitionsfrak-
tionen automatisch die gouvernementalen
Vorlagen gefügsam unterstützen. 2 Auch ein
führungsstarker Kanzler wie Konrad Ade-
nauer nahm es als schwere Aufgabe wahr,
wenn er in der Fraktion Rede und Antwort
stehen musste: „Das Fegefeuer ist für mich,
wenn ich in die Fraktion muß.“ 3 Regierungs-
chefs müssen sich in einem äußerst komple-
xen und kompetitiven Umfeld durch Kom-
munikation legitimieren und damit ihren Po-
sitionen Geltung verschaffen. Wie sie dabei
die vielfältigen Facetten sprachlicher und
nonverbaler Darstellungsmöglichkeiten nut-
zen, wird im Folgenden analysiert. 4

Gesprächsfigur der
rationalen Argumentation

Vertrauen wird Bundeskanzlern und -kanzle-
rinnen entgegengebracht, wenn sie von den
Mehrheitsfraktionen für sachkompetent ge-
halten werden. Je fachorientierter die Ge-
sprächsrunden ausfallen, desto größeres Ge-
wicht erlangt die Fähigkeit, eigene Positionen
rational zu begründen und dem Argument
des politischen Gegenübers eigene Überle-
gungen entgegenzusetzen. Im Kabinett und
in der Fraktion fällt es eher als in öffentlichen
Diskursen auf, wenn der Kanzler nicht ganz
auf der Höhe der Informationen ist.

Allerdings ist für die Überzeugungskraft
des Bundeskanzlers nicht allein entscheidend,
wie viel Wissen er verarbeiten kann, sondern
auch, ob er es versteht, die Sachlage pointiert
auf den Punkt zu bringen. Ein politischer
Wegbegleiter war über Adenauers Fähigkei-
ten erstaunt: „Unheimlich, wo nahm dieser
Mann den Geist zur logischen Begründung
der kompliziertesten politischen Vorgänge
und die Kraft zur überzeugenden Durchset-
zung seiner Argumente her?“ 5 Die rationale
Argumentation wird dann als besonders ge-
winnbringend empfunden, wenn sie nicht
überkomplex und damit nur für einen elitären
Kreis verständlich ist, aber auch nicht unter-
komplex, so dass die Selektivität und Belie-
bigkeit der Argumente deutlich wird.
„Adenauer war ein großer und zugleich
schlichter Redner. In seiner einfachen, un-
mißverständlichen Sprache verstand er, seine
Politik an den Mann und die Frau zu bringen.
Wir formulierten: Lieschen Müller und selbst
Dr. Lieschen Müller verstehen ihn. Er nannte
die Dinge, die alle bewegten, beim Namen
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1 Christoph Bertram (Moderation), Erstmals seit dem
Machtwechsel 1982 sprechen Helmut Kohl und Hel-
mut Schmidt miteinander, in: Die Zeit vom 5. 3.1998.
2 Vgl. Manfred Schwarzmeier, Parlamentarische Mit-
steuerung, Wiesbaden 2001.
3 Zit. nach Eugen Gerstenmaier, Streit und Friede hat
seine Zeit, Frankfurt/M. u. a. 1981, S. 403.
4 Vgl. ausführlicher: Henrik Gast, Führung durch
Kommunikation: Eine Übersicht über die Hand-
lungsressourcen des Bundeskanzlers, in: Werner J.
Patzelt/MartinSebaldt/Uwe Kranenpohl (Hrsg.), Res
publica semper reformanda, Wiesbaden 2007, S. 268–
290.
5 Hans Edgar Jahn, An Adenauers Seite. Sein Berater
erinnert sich, München 1987, S. 477.
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und traf zumeist den Nagel auf den Kopf.“ 6

Sachkompetenz ist ein Instrument, mit dem
ein Bundeskanzler oder eine Bundeskanzlerin
seine oder ihre Überlegenheit inszenieren
und die herausgehobene Stellung verdeutli-
chen kann. So manchem Bundeskanzler be-
reitete es sichtlich Vergnügen, die Fachmi-
nister im Detail zu korrigieren. Daran zeigt
sich, dass Diskurse, die auf den ersten Blick
in sachlichem Stil geführt werden, zugleich
auch Machtverhältnisse aufzeigen.

Etikette, Taktgefühl und Höflichkeit

Bundeskanzler sind auf politische Mitspieler
angewiesen, mit denen sie nicht nur in einer
Situation, sondern dauerhaft zusammenarbei-
ten können. Je mehr zentrale politische Ak-
teure er oder sie verstimmt, reizt oder gar de-
mütigt, desto kleiner wird langfristig der po-
litische Handlungsspielraum. Auf diesen
Umstand haben Kanzler reagiert, indem sie
sich nicht zu allen Zeiten, aber oftmals sehr
höflich gezeigt haben. Taktgefühl und Empa-
thie stellen jene Ressourcen dar, die den
Kanzler befähigen zu erkennen, wie zu kom-
munizieren ist, um das Selbstverständnis und
die Rolle des Gegenübers zu bestätigen und
aufzuwerten: „Willy Brandts Charme lag in
seiner Fähigkeit zum Zuhören, die andere
Menschen zum Sprechen brachte, und in sei-
ner Art, Menschen für seine Sache zu gewin-
nen, indem er sie von sich überzeugte. Er
konnte sich, freundlich und aufmerksam,
selbst um Leute bemühen, von denen ich
wußte, daß er wenig von ihnen hielt.“ 7

Ebenso berichtet ein enger politischer
Freund über Adenauer: „Er konnte zuhö-
ren, und die langen Jahre der Verantwortung
haben ihn nicht zum Dozieren und zum
Monolog in der Unterhaltung verleitet.
Neues aus der Welt und von den Menschen
zu erfahren, war ihm immer wichtig.“ 8 Ger-
hard Schröder hat es ebenso verstanden,
durch zuvorkommende Verhaltensweisen
angenehme Gesprächssituationen zu schaf-

fen: „Ja, tatsächlich: er ist es, der sich be-
wegt, der seine Mitarbeiter aufsucht, der
auch den Gast zu einem Gespräch in seinem
Büro persönlich abholt. Kein Chef also, vor
dem Besucher und Berater antanzen müssen.
Auch niemand, der ein Gegenüber – Hel-
mut Schmidt war darin Spezialist, und
Hans-Dietrich Genscher hat es ihm ewig
verübelt – auf der anderen Seite seines
Schreibtisches, in untergeordneter Stellung,
Platz nehmen lässt.“ 9

Taktgefühl umfasst ferner das Vermögen, Si-
tuationen angemessen – das bedeutet in Über-
einstimmung mit den Gesprächspartnern – zu
definieren. Welche Informationen gegenüber
welchem Gesprächspartner in welcher Form
zur Sprache gebracht werden können, wird
von Situation zu Situation voneinander abwei-
chen. Das Gefühl hierfür bestimmt maßgeb-
lich das Vermögen, die politischen Mitspieler
zu beeinflussen. Die Fähigkeit zur Höflichkeit
war unter den bisherigen Bundeskanzlern al-
lerdings nicht gleichmäßig verteilt. Eine Weg-
begleiterin urteilte über Helmut Schmidt: „Er
war damals (viele finden dies auch heute noch)
oft sehr rüde im Ton – daher sein Spitzname
,Schmidt-Schnauze‘. Als Kanzler hat er sich
zwar in dieser Hinsicht gewandelt, geblieben
aber ist der Mangel an Leichtigkeit, die Abnei-
gung gegen Small talk, dieses so nützliche Re-
quisit jeder Gesellschaft. Er fand, daß er ohne
dieses Zubehör raffinierter Lebensweise sehr
gut auskommt und dabei auch noch Zeit
spart.“ 10 Schmidt hätte sich sicherlich nicht so
lange im Amt gehalten, wenn er nicht auch als
ein einnehmender und zuvorkommender Ge-
sprächspartner wahrgenommen worden wäre,
wie in den Erinnerungen seines Parteifreundes
Lothar Löffler deutlich wird: „Der Kanzler
moderierte, leitete, entschied. Alles in der prä-
zisen, etwas kühlen Form, die ich persönlich
mochte – und das umso mehr, da er außerhalb
der strengen Pflicht des Amtes ein angeneh-
mer Gesprächspartner war, ganz ohne Staats-
manngehabe, ganz Mensch, praktisch ein
Kanzler zum Anfassen.“ 11 Zum anderen hat
Helmut Schmidt nach Wahrnehmung seines

6 Ebd.
7 Horst Ehmke, Mittendrin. Von der Großen Koali-
tion zur Deutschen Einheit, Berlin 1994, S. 193.
8 Heinrich Krone, Konrad Adenauer – Im Gespräch
mit einem großen Politiker und tiefen Menschen, in:
Dieter Blumenwitz (Hrsg.), Konrad Adenauer und
seine Zeit. Politik und Persönlichkeit des ersten Bun-
deskanzlers. Beiträge von Weg- und Zeitgenossen,
Stuttgart 1976, S. 117–121, hier: S. 118.

9 Sibylle Krause-Burger, Wie Gerhard Schröder re-
giert, Stuttgart 2000, S. 16.
10 Marion Gräfin Dönhoff, Sie regierten uns 13 Jahre
lang. Willy Brandt und Helmut Schmidt: Die Alt-
kanzler der SPD feiern Geburtstag, in: Die Zeit vom
23. 12. 1988.
11 Lothar Löffler, Aufzeichnungen und Erinnerungen,
in: Deutscher Bundestag (Hrsg.), Abgeordnete des
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Biografen Hartmut Soell seine kommunikati-
ven Defizite insoweit reflektiert, dass er in der
Lage war, sich zu entschuldigen: „Was in der
persönlichen Zusammenarbeit besonders für
ihn einnahm, war seine Fairness. Dazu gehör-
te sein Bestreben, sich für Verletzungen, die
seine rasche Intelligenz und Ungeduld ande-
ren manchmal zufügten, zu entschuldigen.
Ohne diese Eigenschaft wäre er nicht fähig
gewesen, eine wachsende Zahl von Mitarbei-
tern – quer zu den Ebenen der Hierarchie – in
immer wieder neuen, schwierigen Aufgaben
zusammenzuführen.“ 12

Dank, Lob und Anteilnahme

Manche Kanzler interpretierten ihre Rolle
sehr formal, wollten auch in kleinen Kreisen
mit „Herr Bundeskanzler“ angesprochen
werden und stellten private Bezüge ganz in
den Hintergrund. Die Autorität des Amtes
wird hierbei auch kommunikativ in den Vor-
dergrund gestellt und genutzt. Andere Kanz-
ler konnten insbesondere dadurch Ressourcen
mobilisieren, indem sie ein vertrauliches und
freundschaftliches Verhältnis zu einem gro-
ßen Personenkreis aufbauten. Eine ehemalige
Bundesministerin berichtet, wie Kohl dieses
praktizierte: „Zu seiner täglichen Routine ge-
hörte die Politik per Telefon. Vor seinen Ruf-
runden bei Ortsvorsitzenden oder anderen
Funktionsträgern ließ er sich genau über
deren persönliche und parteiinterne Situation
berichten. Was für eine Sensation für einen
Regionalpolitiker, dass der Kanzler morgens
um acht bei ihm zu Hause anrief, um sich für
die Wahlkampfhilfe zu bedanken und bei-
spielsweise zu fragen, was die Kinder treiben,
was sie studieren. Das Gefühl, von ihm per-
sönlich gekannt zu werden, motivierte die
Auserwählten unglaublich. Es verstärkte dar-
über hinaus ihre Bezogenheit auf den Kanzler,
für den es zu arbeiten galt.“ 13

Eine ähnliche Funktion wird durch die
Kommunikationsformen des Lobes und des
Dankes ausgeübt. 14 Ein ehemaliger Mitarbei-

ter im Kanzleramt beschreibt, wie ihm der
Kanzler damit imponiert hat: „Niemals ver-
gaß Willy Brandt, der ein Mann von aufmerk-
samer Höflichkeit und genau bedachten For-
men war, sich für die geleistete Arbeit zu be-
danken.“ 15

Nicht allen Kanzlern war die rhetorische
Form des Lobes sofort zugänglich: Helmut
Schmidt bekannte, dass er sich diese Kommu-
nikationstechnik erst nach und nach aneignen
musste, da sie seinem Naturell widerspra-
ch:„Ich habe im Laufe des Lebens gelernt,
dass es notwendig ist, andere Leute auch zu
loben. Ich selber bin kaum jemals von einem
Vorgesetzten gelobt worden; aber ich habe
das Lob auch nicht vermisst.“ 16

Um Konflikte auf der Beziehungsebene zu
glätten, eignet sich das Lob insbesondere, wie
der persönliche Referent von Konrad
Adenauer, Günther Bachmann, illustriert:
„Und es war auch so, dass es bei Adenauer
im Kabinett zu durchaus heftigen Kontrover-
sen kam. (. . .) Aber auch wenn es einige Ver-
ärgerung gab, beim Kanzler hielt dies in der
Regel nicht lange vor. Er hat es immer wieder
verstanden, wenig später in der gleichen Sit-
zung noch ein Extra-Lob für den Kontrahen-
ten auszusprechen und so eine versöhnliche
Atmosphäre zu schaffen.“ 17

Das Lob und den Dank haben Kanzler
auch mit taktischen und strategischen Ge-
sichtspunkten eingesetzt. Nicht zu verkennen
ist, dass die rhetorische Form des Lobes auf
ganz subtile Art Über- und Unterordnungen
markiert. Denn ein Mitarbeiter lobt in der
Regel nicht seinen Chef, sondern wird vom
Chef gelobt. So zeigt auch der Kanzler,
indem er Dank und Lob verteilt, dass er der-
jenige ist, der bestimmt, welche Handlungen
und Verhaltensweisen „lobenswert“ sind.
Auch im Lob offenbaren sich damit die
Machtverhältnisse.

Deutschen Bundestages. Aufzeichnungen und Erinne-
rungen, Bd. 10, Boppard 1992, S. 258.
12 Hartmut Soell, ohne Titel, in: Die Zeit, Sonder-
beilage zum 90. Geburtstag von Helmut Schmidt vom
8. 12. 2008.
13 Rita Süssmuth, Wer nicht kämpft, hat schon ver-
loren, München 2000, S. 254.
14 Treffend hierzu: Reinhard K. Sprenger, Stichwort
„Lob“, in: Peter Heinrich/Jochen Schulz zur Wiesch

(Hrsg.), Wörterbuch der Mikropolitik, Opladen 1998,
S. 156–158.
15 Klaus Harpprecht, Im Kanzleramt, Reinbek 2000,
S. 13.
16 Helmut Schmidt über seinen Führungsstil im In-
terview mit Giovanni di Lorenzo („Auf eine Zigarette
mit Helmut Schmidt“), in: Zeit Magazin Leben vom
10. 7. 2008.
17 Zit. nach Jost Küpper, Die Kanzlerdemokratie,
Frankfurt/M. 1985, S. 284.
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Humor und Anekdoten

Während der Humor einiger Bundeskanzler
in der öffentlichen Wahrnehmung große Be-
kanntheit erreicht hat – Konrad Adenauers
rheinischer Witz war legendär, und Willy
Brandt hat sogar eine eigene Witzesammlung
herausgegeben –, hat sich die politikwissen-
schaftliche Forschung bisher kaum der Frage
angenommen, wie Regierungschefs diese
Kommunikationsform eingesetzt haben. 18

Dabei zeigt sich, dass vom Humor mehrdeu-
tige, für die Führung zentrale Wirkungen aus-
gehen. In vielen Fällen entlastet es die Inter-
aktionspartner, wenn ihnen die Gelegenheit
zum Lachen gegeben wird. Dies gilt insbe-
sondere für angespannte und konfliktreiche
Situationen. Insofern die Erheiterung von
allen geteilt wird, zeigt sich im Lachen eine
solidarisch verbindende Wirkung. Eine typi-
sche Nutzungssituation findet sich in der fol-
genden Darstellung zu Gerhard Schröder:
„Danach entspannte sich die Stimmung im
Kanzleramt. Und es war gerade [Franz] Mün-
tefering, der durch ein kleines Scharmützel
zwischen Kanzler und Außenminister beson-
ders erheitert wurde. Wiederholt sprach
Schröder in seinem Vortrag von der ,Körper-
steuer‘, bis ihn Joschka Fischer darauf hin-
wies, es heiße ,Körperschaftssteuer‘. Richtig,
antwortete Schröder, und fügte hinzu, dies sei
auch zu begrüßen, denn gerade eine Körper-
steuer könne ja für den Außenminister beson-
ders teuer werden. Wie später erzählt wurde,
soll sich Müntefering nach diesem Scherz
kaum noch eingekriegt haben vor Lachen.“ 19

Mit humorvollen Einlagen kann der Kanz-
ler auf spielerische Weise Konflikte themati-
sieren und signalisiert damit, dass er Einwän-
de oder Sorgen als berechtigt empfindet. Bei-
spielhaft für diese Form des Humors ist der
historische Vergleich, mit dem Bundeskanzler
Kurt Georg Kiesinger die Mitglieder der
CDU/CSU ansprach, die sich mit der Kon-
stellation der Großen Koalition nicht abfin-
den wollten und ausgeprägte Feindseligkeit
gegenüber der SPD hegten. Ihren Groll the-

matisierte der Kanzler folgendermaßen: „Ich
kann mir denken, (. . .) daß mancher unserer
alten politischen Haudegen in Rückerinne-
rung an die knisternde Kampfatmosphäre
früherer Jahre sich so verhält wie jener baye-
rische Bauer nach 1871, der mit stiller Weh-
mut sagte: ,Das waren noch Zeiten, als man
auf die Preußen noch schießen durfte!‘“ 20

Humor erweist sich insgesamt als höchst an-
spruchsvolle Kommunikationsform, die auch
in Form der Schlagfertigkeit eine zentrale
kommunikative Führungsressource darstellt.

Genauso wie Humor liebenswerte Kontu-
ren einer Persönlichkeit darstellen und fragile
Beziehungen punktuell entlasten kann, kön-
nen Witze eine zwischenmenschliche Bezie-
hung vergiften. Adenauer, aber auch Schröder
waren zum Beispiel bekannt dafür, dass sie
beizeiten Witze von oben herab machten und
Asymmetrien herstellten. 21 Humor sagt fer-
ner auch etwas über die Rollenwahrnehmung
aus. Stilsicherer Humor vermittelt, dass der
Bundeskanzler sich in der eigenen Rolle
wohlfühlt und souverän agiert. Fehlt jeglicher
Humor, kann dies auch als Ausdruck von
Nüchternheit oder gar von Unwohlsein ge-
deutet werden.

Anekdoten stellen im Vergleich zu Witzen
längere Erzählfiguren dar, die Kanzler tak-
tisch eingesetzt haben, wie sich ein ehemali-
ger Kanzleramtsmitarbeiter erinnert: „Wenn
Konrad Adenauer etwa vor der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion zu einem bestimmten
Sachverhalt nichts Konkretes sagen wollte,
weil die Regierung ihre Entscheidung noch
nicht getroffen hatte oder weil außenpoliti-
sche Rücksichten es nahelegten, eine Sache
nicht allzu deutlich darzustellen, dann verfiel
er aufs Erzählen. Er schilderte dann zum Bei-
spiel minutenlang, wie er in Washington emp-
fangen worden war oder wie sein Freund
Charles de Gaulle sich in Paris um ihn be-
müht hatte. Oft gab Adenauer auch Ge-
schichten (oder Dönekes, wie man im Rhein-
land sagt) aus seiner Zeit als Kölner Oberbür-
germeister zum besten, um eine angespannte
Atmosphäre aufzulockern – dasselbe machte
auch Kohl, indem er von seinen politischen
Anfängen im Ludwigshafener Stadtrat oder18 Zur generellen Verbindung zwischen Führung und

Humor vgl. Gerhard Schwarz, Führen mit Humor,
Wiesbaden 2007.
19 Christoph Schwennicke, Die Wut des Torwarts
beim Elfmeter. Stoiber drischt die Bälle rein, Merkel
schießt daneben, und Schröder bekommt ein ganz rotes
Gesicht, in: Süddeutsche Zeitung vom 18. 3. 2005.

20 Heli Ihlefeld, Kiesinger-Anekdoten. Geist und Witz
des Bundeskanzlers, München 1967, S. 71.
21 Vgl. Patrick Schwarz, Das Lachen ist mit den
Mächtigen, in: Die Zeit vom 25. 10. 2007.
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aus seinen ersten Jahren als Ministerpräsident
erzählte.“ 22

Allerdings können Anekdoten nicht zu
allen Zeiten und beliebig oft eingesetzt wer-
den. Je mehr von den Teilnehmern eine sach-
orientierte, rationale Gesprächsleitung durch
den Kanzler erwartet wird, desto enger wer-
den die Grenzen für umfangreichere narrative
Figuren ausfallen. Erkennt ein Bundeskanzler
die Limitierungen nicht, kann es mitunter
auch zu Unmutsbekundungen kommen. So
ist zum Beispiel ein Kommentar von Franz
Josef Strauß überliefert, dass er sich „das
nächste Mal eine Hängematte mit ins Kabi-
nett bringen“ werde, „wenn der Kanzler
[Kiesinger] wieder zu einem seiner schöngei-
stigen Höhenflüge ansetze“. 23 Je nach Defi-
nition der Gesprächssituation werden die Re-
aktionen auf Anekdoten daher unterschied-
lich ausfallen.

Inszenierung von Stärke: Machtworte

Machtworte spielen in den politischen Are-
nen zwar eine viel geringere Rolle, als allge-
mein angenommen wird, dennoch sind sie
nicht bedeutungslos. Mit dieser Kommunika-
tionsform sollen harte, direkte Zurechtwei-
sungen erfasst werden, die eine Über- und
Unterordnung und damit Machtverhältnisse
markieren. Die öffentlichen Erwartungen an
die Rolle „Bundeskanzler“ fordern die Amts-
inhaber geradezu auf, sich beizeiten als füh-
rungsstarke Akteure zu inszenieren. Mit der
Rolle korreliert die Erwartung (vor allem der
Öffentlichkeit), dass Bundeskanzler Einfluss
auf die Richtung des politischen Kurses neh-
men und sich im Konfliktfall auch durchset-
zen. Diese Rollenerwartung legt es nahe, dass
der Führungsanspruch gelegentlich durch ein
symbolisches Machtwort untermauert wird,
wie es zum Beispiel Kurt Georg Kiesinger zu
tun pflegte: „Wer mit meinen Richtlinien
nicht einverstanden ist, der soll es sagen und
gehen, man kann sich durch opponierende
Kabinettsmitglieder nicht an der Arbeit hin-
dern lassen.“ 24

Das Prekäre an Machtworten ist aller-
dings, dass sie auch schwere menschliche Be-
lastungen mit sich bringen können. Ein so-
zialdemokratischer Abgeordneter schildert
einen Vorgang mit einem solchen Ausgang,
bei dem Helmut Schmidt einen Kabinetts-
kollegen zurechtwies: „Ich denke, der Kanz-
ler schätzte es nicht, wenn sich Minister häu-
fig zu Fragen äußerten, die nicht ihr Ressort
betrafen. Ein wenige Zeit zuvor ernannter
Minister sprach zu einer Steuerrechtsfrage,
die mit seinem Arbeitsgebiet nichts zu tun
hatte. Der Kanzler meinte, er möge an das
Schicksal seines Vorgängers denken und nur
noch zu Angelegenheiten seines Ressorts
sprechen. (Der Vorgänger war entlassen
worden).“ 25

Eine solche Art, jemanden zu maßregeln,
wird nicht nur sensible Persönlichkeiten krän-
ken, sondern bei vielen Mitarbeitern zu Ver-
stimmungen führen. Auch wenn sie sich in der
Situation nicht sofort wehren, wird diese Er-
fahrung ihr zukünftiges Verhalten gegenüber
dem Bundeskanzler mitbestimmen – und si-
cher nicht im positiven Sinne. Die negativen
Auswirkungen von Machtworten werden
daher vor allem in der langfristigen Perspekti-
ve zum Tragen kommen.

Memoiren politischer Akteure zeigen, dass
nicht nur Schmidt die Fähigkeit hatte, andere
Menschen „zur Minna zu machen“; auch
Adenauer hatte hierin seine Techniken stetig
weiterentwickelt, wie sich ein Abgeordneter
erinnert: „Er kanzelte gelegentlich widerspre-
chende Abgeordnete derart ab, machte sie lä-
cherlich oder stellte sie bloß, daß jedes Frak-
tionsmitglied es sich sehr genau überlegte, ob
es einen größeren Konflikt mit dem ,Alten‘
riskieren wollte.“ 26

Solche Angriffe können Furcht auslösen
und damit interne Gegner zur Unterordnung
zwingen. Allerdings wird ein Kanzler mit
diesem Mechanismus langfristig nicht die Ge-
folgschaft ersetzen können, die sich aus inne-
rer, freiwilliger Zustimmung ergibt.

22 Eduard Ackermann, Mit feinem Gehör. Vierzig Jahre
in der Bonner Politik, Bergisch Gladbach 1994, S. 17.
23 Zit. nach Philipp Gassert, Kurt Georg Kiesinger.
1904–1988, Kanzler zwischen den Zeiten, München
2006, S. 569.
24 Zit. nach Heribert Knorr, Der parlamentarische
Entscheidungsprozeß während der Großen Koalition
1966 bis 1969, Meisenheim 1975, S, 215.

25 L. Löffler (Anm. 11).
26 Walter Althammer, Politiker oder Spezialisten?
Aufgabe und Arbeitsweise der Fraktionen, in: Emil
Hübner/Heinrich Oberreuter/Heinz Rausch/Hans
Maier (Hrsg.), Der Bundestag von innen gesehen,
München 1969, S. 59–67, hier: S. 64.
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Nonverbale Selbstdarstellung

Zur Kommunikation eines Bundeskanzlers
gehört neben seiner verbalen auch seine non-
verbale Darstellung. Gleichwohl dieser Fak-
tor in der Memoirenliteratur durchaus Er-
wähnung findet, hat sich die politikwissen-
schaftliche Forschung diesem Aspekt noch
nicht umfassender angenommen. Die folgen-
de Schilderung der ehemaligen CDU-Bun-
desministerin Rita Süssmuth zeigt, dass non-
verbale Gesten im Führungsprozess eine
große Rolle einnehmen: „Helmut Kohl be-
tritt einen Sitzungsraum. Er legt einem Ge-
sprächspartner die Hand auf den Arm, oder
kameradschaftlich den Arm um die Schulter.
Er vergewissert sich seiner körperlichen Wir-
kung, er sendet dem anderen Zeichen der Zu-
stimmung und Nähe oder der Distanz. Lohn,
Lob, Strafe, alles nonverbal ausgedrückt: Die-
ser Einsatz von Leiblichkeit im Spiel der
Macht ist in der Tat ,väterlich‘. Er berechnet
das Wecken früherer Erwartungen und ver-
fehlt bei den meisten seine Wirkung nicht.“ 27

Körperliche Gesten enthalten Informatio-
nen, die anzeigen, wie Beziehungen definiert
werden. Eine positive Grundstimmung haben
Kanzler hergestellt, indem sie ausgewählte Per-
sonen hofiert haben – etwa durch anerkennende
Blicke, eine zugewandte Körpersprache oder
ein freundliches Lächeln. Allerdings haben
Kanzler nonverbale Gesten ebenso benutzt, um
Personen, die sie als leidig und störend empfun-
den haben, Geringschätzung spüren zu lassen.
Über Helmut Kohl wird berichtet, dass er allein
durch Gesten bestimmte, „wen es um ihn
herum gibt – wen er wahrnimmt und grüßt, ob
er grüßt und wie. Es kann ein kurzes Nicken
sein oder eine nachlässig hingehaltene Hand,
während er dem Begrüßten nicht einmal in die
Augen sieht, sondern mit seitwärts wegge-
wandtem Kopf bereits beim Nächsten ist.“ 28

Präsenz und Überzeugungskraft konnten man-
che Kanzler also auch ohne Worte erlangen. So
wurde Helmut Kohl von manchen Abgeordne-
ten allein durch seine massige Gestalt als das
Zentrum der Diskussion wahrgenommen.
Auch Adenauer – so berichtet sein Wegbegleiter
Herbert Blankenhorn – soll schon durch sein
Erscheinen im Kabinett „absolute Stille und
Konzentration auf ihn“ ausgelöst haben. 29

Und Helmut Schmidt pflegte Diskussionen
gelegentlich auch nonverbal zu steuern: Wenn
etwa sein Innenminister Werner Maihofer in
Kabinettssitzungen zu sehr ins Grundsätzli-
che geriet, nahm der Kanzler – so wird be-
richtet – nur die Brille ab und massierte „er-
kennbar geschmerzt seine Schläfen“. 30 Die
Botschaft war eindeutig: Der Kanzler signali-
sierte, dass er die Analyse für unpassend hielt.
An diesen Beispielen wird deutlich, dass Füh-
rungstätigkeiten wie Disziplinierungen und
Tadel oder Lob und Anerkennung auch non-
verbal geleistet werden. Vielen verbalen Äu-
ßerungen wird erst durch die nonverbalen
Sinneswahrnehmungen der entscheidende
Sinn verliehen.

Führung durch Kommunikation

Die rationale Argumentation, das Taktgefühl,
das Lob und beizeiten auch das Machtwort
stellen zentrale kommunikative Führungskate-
gorien dar. Die Rolle „Bundeskanzler“ bzw.
„Bundeskanzlerin“ ist allerdings so weitma-
schig definiert, dass unterschiedliche Interpre-
tationen möglich sind. Die Amtsinhaber von
Konrad Adenauer bis Angela Merkel haben
sich unter anderem darin unterschieden, wie
sie ihre kommunikativen Ressourcen einge-
setzt haben. Durch ihre politischen Erfahrun-
gen scheinen sie ein Gespür dafür entwickelt
zu haben, welche Kommunikationsformen si-
tuationsadäquat und wie Situationen zu lesen
waren. Politische Mehrheiten sind für Bun-
deskanzler nur dann zu erreichen, wenn sie ei-
nerseits – auch machtbewusst – einfordern,
dass ihnen der nötige Respekt gezollt wird, sie
aber andererseits auch verstehen, mit den poli-
tischen Mitspielern ein kooperatives Verhält-
nis zu pflegen. „Ohne seine parlamentarische
Mehrheit ist ein Bundeskanzler nur dann und
dort etwas, wo er sie nicht braucht. Wenn es
zum Schwur kommt, ist er ohne sie ein verlo-
rener Mann.“ 31 Politische Führung ist daher
nur dann möglich, wenn Bundeskanzler in
der Kunst des kommunikativen Überzeugens
ausgeprägte Fähigkeiten entwickeln.

27 R. Süssmuth (Anm. 13), S. 253.
28 Ebd., S. 252.
29 Zit. nach J. Küpper (Anm. 17) S. 124.

30 Hermann Schreiber, Des Kanzlers Selbstdar-
stellung, in: Karl Wilhelm Berkhan/Marion Gräfin
Dönhoff (Hrsg.), Hart am Wind. Helmut Schmidts
politische Laufbahn, Hamburg 1979, S. 98–101, hier:
S. 99.
31 E. Gerstenmaier (Anm. 3), S. 363.
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Michael Püschner

Der Fraktions-
referent – ein

politischer
Akteur?

Obwohl der Begriff „Parlament“ von
parlare (lat.: reden) abgeleitet ist, unter-

scheidet sich der Deutsche Bundestag deut-
lich vom klassischen Redeparlament, wie wir
es heute noch in Großbritannien antreffen

können. Durch die
Teilung zwischen Re-
dedebatten und Aus-
schussarbeit ist die
Funktionsweise des
Deutschen Bundesta-
ges eher als eine Mi-
schung aus „Rede-
und Arbeitsparla-
ment“ zu charakteri-
sieren. 1 Damit gehen
zugleich besondere
Anforderungen an

die Mitglieder des Deutschen Bundestags
(MdB) einher: Sie müssen als Abgeordnete ei-
nerseits die Rolle des Generalisten (Anforde-
rung des Redeparlamentes) und andererseits
die des Spezialisten (Anforderung des Ar-
beitsparlamentes) erfüllen, um sowohl die all-
gemeinen Zusammenhänge zwischen den ein-
zelnen Politikbereichen überschauen als auch
an den spezialisierten Beratungen der Aus-
schüsse fachkundig teilnehmen zu können.
Um insbesondere die zweitgenannte Rolle zu
erfüllen, können die MdBs auf verschiedene
unterstützende Ressourcen innerhalb des
Bundestages zurückgreifen, welche in den
vergangenen Jahrzehnten kontinuierlich aus-
gebaut worden sind. 2 Dazu zählen zum Bei-
spiel der wissenschaftliche Dienst des Deut-
schen Bundestages, diverse Fraktionsassis-
tenten und -referenten sowie persönliche Mit-
arbeiter in den Abgeordnetenbüros.

Aufgrund ihrer Expertise, ihrer unmittel-
baren Nähe zu den Entscheidungsprozessen
innerhalb einer Fraktion und insbesondere

wegen ihres konzeptionell-inhaltlich ausge-
richteten Tätigkeitsprofils 3 sind die wissen-
schaftlichen Fraktionsreferentinnen und -re-
ferenten für die Analyse parlamentarischer
Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse
von besonderem Interesse. So gilt auch aus
der Sicht eines Abgeordneten: „Wenn der Re-
ferent gut ist, ist er auch der Dreh- und An-
gelpunkt der inhaltlichen Arbeit.“ 4 Obwohl
in der Politikwissenschaft schon mehrfach
auf die Bedeutung der Fraktionsreferenten
verwiesen wurde, 5 ist ihre Rolle noch immer
eine Lücke in der Parlamentarismusfor-
schung. 6 Vor diesem Hintergrund wird in
dem vorliegenden Beitrag der Versuch unter-
nommen, den Einfluss der Fraktionsreferen-
ten auf die Willensbildungs- und Entschei-
dungsprozesse der Fraktionen zu systemati-
sieren. Grundlage der Untersuchung sind
Leitfadeninterviews mit zwei MdBs, einem
persönlichen Mitarbeiter eines MdBs sowie
sechs wissenschaftlichen Fraktionsreferenten
aller Fraktionen. 7 Ausgehend von der Syste-
matisierung sollen anschließend Reichweite
und Umfang des Einflusses der Fraktionsre-
ferenten abgeschätzt werden. Zugespitzt for-
muliert soll es also um die Frage gehen: Sind
Fraktionsreferenten de facto politische Ak-
teure? 8

Michael Püschner
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Sozialwissenschaften der

Humboldt-Universität zu Berlin,
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1 Vgl. Klaus von Beyme, Der Gesetzgeber. Der Bun-
destag als Entscheidungszentrum, Opladen 1997,
S. 218 ff.
2 Vgl. Wolfgang Rudzio, Das politische System der
Bundesrepublik Deutschland, Wiesbaden 2006, S. 209;
Suzanne S. Schüttemeyer, Fraktionen im Deutschen
Bundestag 1949–1997. Empirische Befunde und theo-
retische Folgerungen, Opladen–Wiesbaden 1998, S. 42.
3 Vgl. Helmar Schöne, Tätigkeiten, Karrierewege und
Rollen von Fraktionsmitarbeitern, in: Zeitschrift für
Parlamentsfragen, 36 (2005) 4, S. 791–808.
4 Interview eines MdB mit dem Autor (siehe Anm. 7).
5 Vgl. Uwe Kranenpohl, Mächtig oder Machtlos?
Kleine Fraktionen im Deutschen Bundestag 1949 bis
1994, Opladen–Wiesbaden 1999, S. 263.
6 Erstmals hat Werner J. Patzelt (TU Dresden) die
Rolle der Fraktionsmitarbeiter untersucht, ohne dabei
einen Schwerpunkt auf die wissenschaftlichen Frak-
tionsreferenten zu legen. Vgl. Helmar Schöne, Tätig-
keiten, Karrierewege und Rollen von Fraktionsmit-
arbeitern, in: Zeitschrift für Parlamentsfragen, 36
(2005) 4, S. 791–808.
7 Sämtliche Zitate stammen aus den Interviews, die
zwischen Juni 2008 und April 2009 geführt wurden. Da
sich der Verfasser verpflichtet hat, die Interviews ano-
nymisiert zu behandeln, kann auf spezifische Frak-
tionszugehörigkeiten nicht eingegangen werden.
8 Unter politischen Akteuren sind jene Akteure zu
verstehen, die in den politisch-inhaltlichen Willens-
bildungs- und Entscheidungsprozesse innerhalb des
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Potentielle Einflussressourcen

Das Einflusspotenzial der Fraktionsreferen-
ten leitet sich zum einen aus rollenbezogenen
und zum anderen aus persönlichen Ressour-
cen ab (Grafik). 9 Die rollenbezogenen Res-
sourcen stehen allein mit der beruflichen Tä-
tigkeit als Fraktionsreferent in Verbindung
und sind damit unabhängig von der jeweili-
gen Persönlichkeit zu betrachten. Sie basieren
auf verschiedenen Faktoren, die sich stark
überlappen können: Zentral dabei ist a) ihre
Stellung im fraktionsinternen Kommunika-

tionsprozess, welche durch b) ihre Tätigkeit,
c) ihre informelle Position auf der politischen
Ebene und d) ihre Fachexpertise bestimmt
wird. Zusätzlich verfügen alle Fraktionsrefe-
renten über persönliche Ressourcen, die ihre
informelle Position und damit ihre Stellung
im Kommunikationsprozess verbessern kön-
nen. Dazu zählen unter anderem auch indivi-
duelle Erfahrungshintergründe, wie zum Bei-
spiel berufliche Erfahrungen aus vorherigen
Tätigkeiten, oder die dabei geknüpften Kon-
takte. Das Fachwissen zählt zu den rollenbe-
zogenen Ressourcen, weil dies eine generali-
sierte Charakteristik der Rolle des Fraktions-
referenten ist (die Fraktionsreferenten
besitzen per Definition „Fachwissen“, was
Grundvoraussetzung für eine Einstellung ist).
Eloquenz, Verhandlungsgeschick, gute Kon-
takte usw. sind hingegen individuelle Res-
sourcen, deren Ausprägung zwischen den Re-
ferenten schwankt und von der Person ab-
hängig ist. Im Folgenden soll näher auf die
rollenbezogenen Einflussressourcen einge-
gangen werden.

Grafik: Einfluss eines wissenschaftlichen Fraktionsreferenten

 

 

 

Tatsächlicher Einfluss

„Orientierungskorsett“ + Einflusseingrenzende Faktoren  
formale, informelle Regeln  Arbeitsorganisation, Kommunikationsstruktur, 

Zusammenarbeit mit MdBs 

 
Wille zum 
Einfluss 

Einflusspotential 
 

Rollenbezogene Ressourcen  Persönliche 
Ressourcen  

Expertise  

Erfahrung Informelle 
Position a. d. 
politischen 

Ebene  

Tätigkeiten a. 
Arbeitsebene  

Stellung im 
Kommunikationsprozess  

Quelle: eigene Darstellung.

Gesetzgebungsprozesses integriert sind und diesen be-
einflussen.
9 Manche Elemente des Modells, wie zum Beispiel
das „Orientierungskorsett“ oder die Unterscheidung
zwischen rollenbezogenen und persönlichen Ressour-
cen des Einflusspotentials, orientieren sich an den
Ausführungen von Alfred Meier/Tilman Slembeck,
Wirtschaftspolitik. Kognitiv-evolutionärer Ansatz,
München 19982 und Manfred Schwarzmeier, Parla-
mentarische Mitsteuerung. Strukturen und Prozesse
informalen Einflusses im Deutschen Bundestag, Wies-
baden 2001.

34 APuZ 38/2009



a) Stellung im fraktionsinternen Kommuni-
kationsprozess: Da Politik von Kommunika-
tion lebt, ist die Stellung im fraktionsinternen
Kommunikationsprozess für das eigene Ein-
flusspotential von zentraler Bedeutung – das
gilt für die Fraktionsreferenten wie für alle
anderen Akteure auch. Die Fraktionsreferen-
ten befinden sich diesbezüglich in einer kom-
fortablen Situation: Sie haben – vergleichbar
mit einem „durchschnittlichen“ MdB, der
nicht dem Fraktionsvorstand angehört – Zu-
gang zu Arbeitsgruppen-, Arbeitskreis-,
Fraktions- und Ausschusssitzungen. Obwohl
sich die Fraktionsreferenten mit einigen Aus-
nahmen in den Arbeitsgruppen- und Arbeits-
kreissitzungen nicht aktiv an den Diskussio-
nen beteiligen, sind sie durch ihre Anwesen-
heit doch bestens in den Informationsfluss
eingebunden.

Im Gegensatz zu den MdBs nehmen die
Fraktionsreferenten darüber hinaus noch an
den Gesprächen teil, die auf Arbeitsebene
stattfinden. Dazu zählen zum Beispiel die Ar-
beitsgespräche aller Fraktionsreferenten der
verschiedenen Politikbereiche. Berücksichtigt
man zusätzlich den engen kommunikativen
Austausch zwischen den Referenten und
ihren „vorgesetzten“ MdBs, 10 denen sie pri-
mär zuarbeiten, verdeutlicht dies ihre ausge-
prägte Stellung im fraktionsinternen Kom-
munikationsprozess. Über diesen engen Aus-
tausch können die Fraktionsreferenten relativ
schnell und verlässlich Informationen erhal-
ten, die auch aus Gremien stammen, zu denen
sie keinen Zugang haben. So berichtet zum
Beispiel einer der befragten MdBs: „Wenn
aus meiner Sicht für die Mitarbeiter etwas
entschieden wird, was sie wissen sollten,
dann rufe ich aus der Sitzung oder nach der
Sitzung bei ihnen an und sage: an der Stelle
ist die Meinung des geschäftsführenden Vor-
standes so und so.“

Doch worauf fußt diese außerordentliche
Stellung der Fraktionsreferenten im frakti-
onsinternen Kommunikationsprozess? Im
Allgemeinen werden Stellungen in Kommu-
nikationsprozessen sowohl durch formale als
auch durch informelle Positionen bestimmt.
Ein Akteur kann qua Amt (formale Position),
sowie aufgrund besonderer Eigenschaften

oder Fähigkeiten (informelle Position) in die
Kommunikationsprozesse eingebunden sein.
Die informelle Position wird dabei auch von
der formalen Position mitbestimmt, basiert
aber auf weiteren Quellen, wie zum Beispiel
Expertise oder Erfahrung. Für das Verständ-
nis zur beachtlichen Stellung des Fraktionsre-
ferenten im fraktionsinternen Kommunikati-
onsprozess ist es daher sinnvoll, sich eine ide-
altypische organisatorische Zweiteilung der
Bundestagsfraktionen in eine politische
Ebene und eine Arbeitsebene vor Augen zu
führen. Auf der politischen Ebene agieren die
durch Wahlen legitimierten Akteure – die
MdBs –, während auf der Arbeitsebene die
Angestellten der Fraktionen und der MdBs
wirken (zum Beispiel Sekretärinnen und Se-
kretäre). Die Fraktionsreferenten nehmen in
dieser idealtypischen Arbeitsorganisation
aufgrund der folgenden Aspekte eine Zwi-
schenposition ein, wodurch sich auch ihre
mit MdBs vergleichbare Stellung im frakti-
onsinternen Kommunikationsprozess erklä-
ren lässt.

b) Tätigkeit: Zunächst sind die Fraktionsre-
ferenten als Angestellte der Fraktionen for-
mal der Arbeitsebene zuzuordnen, wodurch
sie die Willensbildungs- und Entscheidungs-
prozesse der Akteure der politischen Ebene
vor- und nachbereitend begleiten. Da ihre Tä-
tigkeit als Fraktionsreferenten jedoch weit
über administrativ-organisatorische Aufga-
ben hinausgeht, öffnet sich eine „Hintertür“
zur politischen Ebene. Dies wird am Beispiel
der Informationsselektion deutlich, welche
einen wichtigen access point bzw. Zugang zur
fraktionsinternen Willensbildung darstellt.
Die Fraktionsreferenten filtern und bereiten
die umfangreichen Informationen eigenen
Angaben zufolge „knapp, kurz, verständlich“
für den Abgeordneten auf und werten sie aus.
Sie übernehmen die Funktion eines gatekee-
pers bzw. Filters: „20 Prozent gebe ich an den
Abgeordneten weiter, allerdings nur verarbei-
tet. Also nie in Originalform, (. . .) verarbeitet
in eigene Papiere mit Quellenangaben.“

c) Informelle Position auf politischer Ebene:
Mit der Funktion des gatekeepers allein ist es
jedoch nicht getan. Ihr Einflusspotential
reicht zum Teil so weit, dass die aufbereiteten
Informationen in gezielte Vorschläge umge-
setzt werden, wie man zum Beispiel auf aktu-
elle öffentliche Debatten politisch reagieren
könne. Die Fraktionsreferenten werden somit

10 Dabei handelt es sich meistens um die jeweiligen
fachpolitischen Sprecher sowie die koordinierenden
stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden.
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zu politischen Beratern. Diese Beraterfunkti-
on ist in dem Selbstverständnis der befragten
Fraktionsreferenten fest verankert, wie Aus-
sagen von Referenten belegen: „Der Frakti-
onsreferent ist im Wesentlichen ein fachpoli-
tischer Berater. Er muss kompetent sein in
seinen Aufgabenfeldern und ist in zweiter
Linie ein politischer Berater.“ Beratung heiße
auch, eigene Gedanken einzubringen und in-
itiativ zu werden: „Das beinhaltet vor allem
Ideengebung, Impulsgebung, Vorschläge ma-
chen. Das ist die wichtigste Aufgabe.“ Damit
treten die Fraktionsreferenten nun endgültig
durch die „Hintertür“ in den politischen
Raum ein. Sie partizipieren an den politischen
Kommunikationsprozessen und demnach
auch an den Willensbildungs- und Entschei-
dungsprozessen der Fraktion innerhalb der
parlamentarischen Gesetzgebungsprozesse.
Ihre inhaltlich-konzeptionellen Tätigkeiten
verschaffen den Fraktionsreferenten eine in-
formelle Position auf der politischen Ebene
und zugleich eine erhebliche Erweiterung
ihrer Stellung in den fraktionsinternen Kom-
munikationsprozessen, die sich also nicht nur
auf die Arbeitsebene beziehen, sondern auch
auf die politische Ebene.

d) Expertise: Das Fachwissen kann die Stel-
lung der Fraktionsreferenten im fraktionsin-
ternen Kommunikationsprozess zusätzlich
verbessern. Zu Recht verweist der befragte
persönliche Referent eines MdBs darauf, dass
der Fraktionsreferent im Vergleich zu dem ei-
genen, eher begrenzten Handlungsrahmen
über einen viel weiteren Handlungsraum ver-
fügen könne. Als Grund dafür führt er an:
„Weil die im Regelfall größeres Fachwissen
besitzen als die MdBs. Das ist so, deswegen
werden sie eingestellt. Das sind Spezialisten.“

Die Expertise auf einem bestimmten Ar-
beitsgebiet kann tatsächlich zu einem fach-
spezifischen Kompetenzvorsprung gegenüber
dem MdB führen, was die befragten MdBs
auch geradezu einfordern: Ob der Fraktions-
referent über einen Wissensvorsprung gegen-
über dem MdB verfüge, „hängt davon ab,
wann er dazu gekommen ist. Irgendwann
kann der Abgeordnete mit seiner längeren Er-
fahrung im Fachgebiet den neuen Referenten
an dieser Stelle überholen. Aber ansonsten
sollte und muss der Referent, wenn er die
gleiche Hintergrunderfahrung hat, fachlich
stärker sein, mehr Wissen, mehr Informatio-
nen haben.“ Dieser Vorsprung bleibe jedoch

auf einen begrenzten Politikbereich bezogen,
wie ein anderer MdB ausführt: „Wenn man
das rein fachlich und sachlich betrachtet, mag
das, bezogen auf die jeweilige Disziplin, so
sein. Nur gibt es selten im Leben eindimen-
sionale Entscheidungsfragen. Wenn wir jetzt
das Steuergesetz ändern, hat das auch eine
Haushaltsdimension. Möglicherweise, wenn
es ein Verkehrssteuergesetz ist, hat dies auch
mit Verkehrsfragen zu tun. Da mag ein Frak-
tionsmitarbeiter bei Haushaltsfragen ein Ex-
perte sein, der tiefer in der Materie drin ist als
der Politiker. Es mag auch einen Fraktionsre-
ferenten geben, der auch in der Verkehrsfrage
tiefer drin ist als der Politiker. Selbiges gilt
womöglich auch für Steuerrecht. Aber ich
glaube nicht, dass der Fraktionsreferent in
der Lage ist, alle drei Dinge tiefer zu durch-
dringen, als diejenigen, die an der politischen
Entscheidung sitzen.“

„Wille zum Einfluss“

Entscheidend für die Einflussnahme eines
Akteurs ist nicht nur sein Einflusspotential,
sondern – unabhängig davon – eine aktive,
bewusste Komponente, die als „Wille zum
Einfluss“ bezeichnet werden kann. Auch bei
den befragten Fraktionsreferenten ist ein sol-
cher „Wille zum Einfluss“ zu erkennen. Ins-
besondere wird dies darin deutlich, dass sich
die Fraktionsreferenten ihrer einflussreichen
Position bewusst sind: „Klar, ganz unwichtig
sind wir nicht. (. . .) Also wenn man sagt, die-
jenigen, die solche Informationen aufbereiten,
Vorschläge machen, haben Einfluss – ja, dann
haben wir Einfluss.“ Ein weiterer Fraktions-
referent behauptet ganz selbstverständlich:
„In der Steuerpolitik bin ich eine der zentra-
len Positionen, weil ich auf der Arbeitsebene
der Einzige bin, der das betreut.“ Von den
MdBs erwarten sie eine gewisse Beratungsaf-
finität: „Ein Abgeordneter muss so souverän
sein, sich beraten zu lassen. Das Wort ,bera-
tungsresistent‘ höre ich nicht so gerne.“

Für die Ausübung der Tätigkeit als Frakti-
onsreferent hat dies zur Konsequenz, dass die
Referenten ausgehend von ihrer fachlichen
Position zu überzeugen versuchen und somit
probieren, Einflussressourcen bewusst anzu-
wenden: „Mit den Zahlen, (. . .) mit den Ar-
gumenten, die ich ihnen vorlege, versuche ich
sie zu überzeugen.“ Für einige der befragten
wissenschaftlichen Fraktionsreferenten war
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diese Möglichkeit sogar Bewerbungsmotiv.
Auch die befragten MdBs sehen darin eine le-
gitime, ja sogar notwendige Eigenschaft des
wissenschaftlichen Fraktionsreferenten: „Der
soll (. . .) da schon offen sagen, dass er das an-
ders sieht. (. . .) Er soll also nicht einfach un-
kritisch Dinge tun, die er für falsch hält.“
Über die offene Darlegung der fachlichen Po-
sition hinaus verhalten sich manche Frakti-
onsreferenten sogar strategisch, um den MdB
von ihren Argumenten zu überzeugen, wie
ein Referent offen einräumt: „Ja, wenn das
notwendig ist. Also im Rahmen von Arbeits-
gruppen ist das schon ganz gut, wenn man
auch bei anderen Referenten dafür Unterstüt-
zung findet.“ Dieses Verhalten birgt jedoch
auch großes Konfliktpotenzial für die Zusam-
menarbeit mit dem MdB, weshalb davon aus-
zugehen ist, dass die wissenschaftlichen Refe-
renten sich dahingehend äußerst bedacht ver-
halten. 11

Einflussbegrenzende Faktoren

Damit wird eine Grenze erkennbar, die
Fraktionsreferenten nicht überschreiten soll-
ten, wollen sie ihr Arbeitsverhältnis nicht
riskieren. Bei der eigenen Rollendefinition
orientieren sich die Referenten stark an den
Rollenerwartungen der Fraktion und der
MdBs. Es handelt sich also um einen Faktor,
der ihren Einfluss, trotz vorhandenem Ein-
flusspotential (qua Stellung im fraktionsin-
ternen Kommunikationsprozess, Tätigkeit,
informeller Position auf der politischen
Ebene, Fachexpertise) und „Wille zum Ein-
fluss“ (Selbstverständnis), eingrenzt. Dem-
nach dürfen das Potential und der Wille
zum Einfluss nicht mit Einfluss gleichge-
setzt werden. Drei wichtige einflussbegren-
zende Faktoren werden in den geführten In-
terviews deutlich: a) die Rollenerwartungen
der MdBs, b) die Arbeitsorganisation der
Fraktionen und c) das Verständnis der
MdBs über die Zusammenarbeit mit den
Fraktionsreferenten. Diese Faktoren lassen
sich von den Fraktionsreferenten nicht ver-
ändern und stellen einen Rahmen dar, inner-
halb dessen die Fraktionsreferenten Einfluss
auf Willensbildungs- und Entscheidungspro-
zesse der Fraktion nehmen können.

a) Rollenerwartungen der MdBs: Die bereits
angedeuteten Erwartungen lassen sich vor
allem an informellen Regeln ablesen und kön-
nen als „Orientierungskorsett“ verstanden
werden (Übersicht). Über sie besteht ein frak-
tionsübergreifender Konsens. Von besonderer
Bedeutung für die Interaktion zwischen
MdBs und Fraktionsreferenten ist dabei die
Loyalität der Referenten gegenüber den
MdBs. Obwohl die MdBs ihnen einen weiten
Handlungsspielraum einräumen und auch er-
warten, dass sie diesen nutzen, wird von
ihnen gefordert, dass sie sich – ist eine Ent-
scheidung einmal vom MdB getroffen – die-
ser loyal gegenüber verhalten. Mit den Wor-
ten eines MdBs: „Wenn die einzelne Füh-
rungsperson, die dann auch verantwortlich
nach außen ist, die Entscheidung fällt, dann
wird diese auch umgesetzt.“

Übersicht: Auswahl an informellen Regeln
für Fraktionsreferenten („Orientierungs-
korsett“)

� Nach außen agiert der MdB.

� Fraktionsreferenten ist es nicht gestattet,
das Wort gegen den Vorsitzenden der Frak-
tionssitzung zu ergreifen.

� Diskretion/Vertraulichkeit: keine unabge-
stimmten Positionen der Fraktion oder
Meinungsdifferenzen nach außen tragen;
keine Weitergabe interner Beratungsunter-
lagen; absoluter Quellenschutz.

� Loyalität gegenüber Fraktion und MdB:
Entscheidungen trifft der MdB, und diese
werden mitgetragen; bei Meinungsver-
schiedenheit ordnen sich die Fraktionsrefe-
renten unter, achten aber auf fachliche
Qualität der Ausführung.

� Die Distanz zum MdB muss gewahrt blei-
ben.

� Nicht einseitig argumentieren, alle Argu-
mente sind darzulegen.

b) Arbeitsorganisation der Fraktionen: Die
Fraktion schafft das Arbeitsumfeld für ihre
Angestellten und somit auch für die Frakti-
onsreferenten. Dabei kann es zwischen den
verschiedenen Bundestagsfraktionen feine
Unterschiede geben. So schließt zum Bei-

11 Ein MdB dazu: „Wenn dann, das gibt es ja auch, der
Verzögerungstrick kommt, da kann ich dann fuchs-
teufelswild werden.“
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spiel ein MdB den Zugang des Fraktionsre-
ferenten zum geschäftsführenden Vorstand
aus, während ein anderer dies gegenteilig
handhabt: „Selbst der Fraktionsvorstand
holt sich manchmal nicht den Fachabgeord-
neten, sondern sagt dem Fachreferenten:
,Bitte mach’ mir einen Vermerk für die
Fraktionsvorstandssitzung.‘ (. . .) Ich halte es
grundsätzlich so, dass der Fraktionsreferent
mitkommen sollte.“

Es scheint demnach eine Frage zu sein, in-
wiefern die jeweilige Fraktion die oben ange-
führte idealtypische Zweiteilung in politische
Ebene und Arbeitsebene anstrebt. So deutet
der Sprachgebrauch des erstgenannten MdBs
zumindest auf den Versuch einer strikteren
Trennung hin: „In der Sekunde, wo es nicht
mehr um die Arbeitsebene geht, (. . .) wenn es
um die Veränderung substantieller Art geht,
dann findet die Absprache bei den politischen
Entscheidungsträgern statt.“

c) Verständnis der MdBs über die Zusam-
menarbeit mit den Fraktionsreferenten:
Schließlich ist ersichtlich, dass die Frakti-
onsreferenten nur indirekt über den MdB
auf die fraktionsinternen Willensbildungs-
und Entscheidungsprozesse Einfluss nehmen
können. Als Angestellte der Fraktion befin-
den sich die Referenten in der strukturell
schwächeren Position, weshalb das Ver-
ständnis der MdBs über die Zusammenar-
beit mit den Referenten für die Ausschöp-
fung des Einflusspotenzials von erheblicher
Bedeutung ist. Ob die MdBs, wie von den
Fraktionsreferenten gewünscht und im
„Willen zum Einfluss“ zum Ausdruck ge-
bracht, beratungsaffin sind, liegt letztlich an
den MdBs selbst.

Entscheidend ist demnach deren jeweili-
ges Hierarchieverständnis, welches Unter-
schiede in der Zusammenarbeit zwischen
MdBs und Fraktionsreferenten begründet.
Zwei Verständnispole stehen dabei in Kon-
kurrenz, wie es ein MdB verdeutlicht: „Das
eine ist, ich bin der Boss oben, der alles
durchschauen und seinen Stempel darunter-
setzen muss. Das andere: Wir sitzen im
Kreis einer flachen Hierarchie zusammen,
wo ich als Boss nur entscheiden muss, wenn
nicht klar ist, wohin die Linie geht.“ Die
befragten MdBs tendieren eher zum zwei-
tem Verständnis, damit die wissenschaftli-

chen Fraktionsreferenten ihre unterstützen-
de und beratende Funktion effektiv erfüllen
können.

Schlussfolgerung

Abschließend können wir uns wieder der ein-
gangs gestellten Frage zuwenden, ob wissen-
schaftliche Fraktionsreferenten politische
Akteure sind. Mit Blick auf die formale
Ebene ist eindeutig, dass die Fraktionsrefe-
renten als Angestellte der Fraktionen nicht zu
den politischen Akteuren gezählt werden
können. Sie besitzen keine demokratische Le-
gitimation und sind daher in den politischen
Entscheidungsprozessen der Fraktionen nicht
vorgesehen. Allerdings sind ihre Aufgaben
und Funktionen auf die fachliche und fachpo-
litische Unterstützung und Beratung der poli-
tischen Akteure (MdBs) ausgerichtet, so dass
beide Ebenen nicht sauber voneinander ge-
trennt werden können und die Fraktionsrefe-
renten durch die „Hintertür“ Zugang zu der
politischen Ebene erhalten, um ihre Aufgaben
bestmöglich zu erfüllen.

Durch diese Überschneidung fällt die Ant-
wort nicht mehr so eindeutig aus. Aufgrund
ihrer Zugangsmöglichkeiten zu Kommunika-
tionskreisen der politischen Ebene, ihrer
fachlichen Expertise, ihrer den MdB unter-
stützenden Funktion und ihres Willens zum
Einfluss prägen die wissenschaftlichen Frakti-
onsreferenten die Willensbildungs- und Ent-
scheidungsprozesse der jeweiligen Fraktionen
wesentlich mit. Da es sich jedoch um einen
mittelbaren Einfluss handelt, müssen zugleich
auch einflussbegrenzende Faktoren („Orien-
tierungskorsett“, Arbeitsorganisation und
Zusammenarbeit mit MdB) berücksichtigt
werden, auf welche die Fraktionsreferenten
keinen Einfluss haben. Die Reichweite ihres
Einflusses bleibt somit begrenzt und für
Fraktionen und MdBs einschätzbar. Die wis-
senschaftlichen Fraktionsreferenten lediglich
als technokratische Angestellte der Arbeits-
ebene zu beschreiben, würde zu kurz greifen
– sie sind informelle politische Akteure mit
begrenzten, aber doch spürbaren Einfluss-
möglichkeiten.
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Karl-Rudolf Korte
3-8 Neue Qualität des Parteienwettbewerbs im „Superwahljahr“

Jenseits der Großen Koalition sind keine Bündnisse mehr kalkulierbar mehr-
heitsfähig. Dies hat weitreichende Konsequenzen für den Parteienwettbewerb
und die Regierungsbildung. Multioptionswahlkämpfe voller Paradoxien setzen
traditionellen Mobilisierungsstrategien auf dem Koalitionsmarkt Grenzen.

Reimut Zohlnhöfer
9-14 Große Koalition: Durchregiert oder im institutionellen Dickicht

verheddert?
Trotz ihrer breiten Mehrheit wurde die Große Koalition nennenswert von Bun-
desrat, Verfassungsgericht und Bundespräsident kontrolliert. Dass nach einigen
Erfolgen viele Strukturreformen scheiterten, lag vor allem an den programmati-
schen Differenzen zwischen Union und SPD sowie dem Parteienwettbewerb.

Kurt Lenk
15-20 Vom Mythos der politischen Mitte

Die historisch erklärbare Konkurrenz der meisten Parlamentsparteien um einen
Platz in „der Mitte“ ist nicht unproblematisch. Wegen seiner Inhaltslosigkeit
dient er leicht als Projektionsfläche für wirklichkeitsferne Harmoniebedürfnisse.
Zu bedenken wäre zudem, dass die Parteien dadurch an Profil verlieren.

Günther Rüther
21-26 Vertrauen, Verantwortung und die Würde des Kompromisses

Es liegt in der Natur der parlamentarischen Demokratie, dass nicht alle Wähler-
erwartungen erfüllt werden können. Wer Kompromisse eingeht, nimmt automa-
tisch Vertrauensverluste in Kauf. Doch gerade dadurch, dass die Parteien sich um
Kompromisse bemühen, nehmen sie ihre politische Verantwortung wahr.

Henrik Gast
27-32 „Kanzlerkommunikation“ von Adenauer bis Merkel

Regierungschefs müssen sich stets durch Kommunikation legitimieren und damit
ihren Positionen Geltung verschaffen. Wie sie die vielfältigen Facetten sprachlicher
und nonverbaler Darstellungsmöglichkeiten nutzen, ist von entscheidender Bedeu-
tung. Lob und Humor spielen ebenso eine Rolle wie gelegentliche „Machtworte“.

Michael Püschner
33-38 Der Fraktionsreferent – ein politischer Akteur?

Die Bundestagsabgeordneten werden auf der Arbeitsebene von zahlreichen Ak-
teuren unterstützt. Die wissenschaftlichen Fraktionsreferenten haben dabei
durchaus auch politisches Einflusspotenzial. Ihre Expertise macht sie durch die
„Hintertür“ de facto zu politischen Beratern der Abgeordneten.


